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IX-MrAMA. Dienstag, den 25. Mai 1852. 60 .

Deutschland.
Oldenburg . — Landtagsbcricht.

(43. Sitzung. Schluß.) Unsere heutige Schluß¬
betrachtung hat einige interessante Momente
hauptsächlich zum Gegenstände, welche unö die
Verhandlung bietet. Zunächst zeigt sie uns
auch hier im Kleinen die Jämmerlichkeit der
deutschen Zustände, die traurige Zerrissenheit
unsere Vaterlandes. Was Fürstcninteresse will¬
kürlich, ohne Land und Völker und ihre In¬
teressen genügend zu würdigen, zusammenge¬
knüpft, fällt überall in blutiger Zerrissen¬
heit wieder auseinander. Dort  auf dem linken
Rhcinufer, beinahe im äußersten Südwesten
Deutschlands das Fürstenthum Birkcnfeld! —
Da über das rechte Elbufcr weit hinaus, fast
die äußerste Spitze im Nordosten Deutschlands
bildend das Fürstcnthum Lübeck! — Endlich
quer gegenüber, das Hcrzogthum Holstein und
das Königreich Hannover dazwischen im äußer¬
sten Nordwesten Deutschlands das Hauptland
Oldenburg! —

Die Abgeordnetendes Fürstcnthnms Birken¬
feld oprrirten nicht ohne Geschick. Daß die
Quote ihrer Provinz zu hoch sei, war bereits
nicht allein empfunden, sondern auch ausge¬
sprochen. Tie Birkenfclder wußten, daß ihnen
Erleichterung zu Thcil werden würde. Sie
ergriffen dazu die ganze  Maßregel, die gegen¬
über kein Interesse verletzen konnte. Sie wollten
einstimmig die Kassenvcreinigung,  auch
unsers Erachtens mit Recht. Wenn die Eutincr
sich ihnen angeschlosscn und vor der Verhand¬
lung die Vertreter beider Provinzen einen ge¬
meinschaftlichen Antrag auf Kassenvereini¬
gung  eingebracht, so wäre derselbe um so
unzweifelhafter durchgegangen, da auch die
Staatsregierungdamit einverstanden war und
auch die Vertreter des HcrzogthnmödieKasscn-
trennung  nur im Interesse der Fürstenthü-
mcr und namentlich auf den erhobenen Ein¬
spruch der Abgeordneten aus Eutin wollen
konnten. Jeder Grund dafür siel weg, sobald
die Abgeordneten beider Fürstenthümcr gemein¬
schaftlich die Kasscnvercinigung in ihrem In¬
teresse erklärten. Wir sehn auch nicht, wie
dem Fürstcnth. Lübeck aus der Kassenvcreini-
gung irgend ein Nachthcil habe erwachsen kön¬
nen. Seine Vertreter bestanden auf Kasscn-
trcnnung. Sie übersahen, daß schon nach den
Ausschußanträgen eine Quotencrhöhung des
Fürstenthums Lübeck davon die nothwendigc
Folge war.

Wibel  II. war Verfechter für das Fürstcnth.
Lübeck. Sein Debüt war weder glücklich, noch
wurde es geschickt geführt. Er beging den
dreifachen Fehler, einmal, daß er die Trennung

als ein wohlerworbenes staatsgrund-
gcsctzlich verbrieftes Recht  in Anspruch
nahm, sodann, daß er nicht seine Hauptver-
theidigung gegen die Quotencrhöhung seines
Fürstenthums richtete und endlich, daß er zu
viel von dem Reichthum und den Hilfsquellen
seiner Provinz sprach. Der Rcvisionsfrcund,
welcher die größten und wichtigsten Rechte des
Herzogthums und der Provinzen hatte mit
wegrevidiren helfen, erschien urplötzlich als
Vcrtheidigcr des Staatsgrundgesetzes. Dieser
Partikularismus, von Böckel klar und scharf
ans Licht gezogen, trat zu kraß hervor, als
daß er nicht einen höchst ungünstigen Eindruck
hätte machen sollen. Und statt auf der andern
Seite die Willkür und Ungerechtigkeit, welche
in Wahrheit in der Qnotcnerhöhung des Für-
stcnthums Lübeck liegt, hervorzuheben und scharf
zu begründen, erklärte er ziemlich unumwunden
sich dieser Erhöhung nicht widersetzen zu wollen,
ging über diese schwächste Seite seiner Gegner
mit staunensvollcr Leichtigkeit hinweg und hob
dagegen die bedeutendenMittel, welche dem
Fürstcnthum Lübeck, sich selbst zu erhalten, zu
Gebote stehen, unscrs Erachtens viel zu prun¬
kend hervor.

Niebour  H . hielt sich, die Kafscntrcnnung
befürwortend, in seiner kurzen, klaren und faß¬
lichen Weise einfach an die Sache, die Will¬
kür der willkürlichen Quotenverthcilung wesent¬
lich hcrvorhebcnd, und die Getrenntheit der
Provinzen, welche eine Selbstverwaltung ihrer
Auskünfte nothwendig mache.

Bei der Abstimmung fielen alle politischen
Parteien auseinander, die Frage war für Alle
eine durchaus offene. — Der Antrag auf
Kassenvcreinigung  fiel. In friedlicher Ein¬
tracht stimmten die unversöhnlichenpolitischen
Gegner: Böckel und Mölling , Rüderund
Zedclius  mit einander dafür, wie cs hie und
da geschieht, daß die äußerste Rechte und die
äußerste Linke in ihrer festen Konsequenz sich
die Hqnd reichen.

Der Antrag Selckmann  II . wurde in
namentlicher Abstimmung angenommen. Die
Linke stimmte selbstredend dagegen, weil sie sich
unmöglich für eine so willkürliche Quoten- s
erhöhung des einen Landcsthcils(Lübeck), die
gleichsam ein Gnadengeschenkfür den andern
(Birkcnfeld) enthält, aussprcchcnkonnte. Der
Antrag erinnert an das Sprichwort: Aus
fremdem Leder ist gut Riemen schnei¬
den.  Denn das Herzogthum wurde nicht zu¬
gezogen.

(44 . Sitzung.  Mittwoch , Mai 19.)
Schluß der Revision des Staats-

grundgcsetzeS.

Das Steuerbewilligungs - und Ver-
wcigcrungsrccht.

»Nichts hat den Negierungen verschiedener
Deutscher Staaten in den Augen des Volks
mehr geschadet, als das System, durch Begün¬
stigung fügsamer und durch Verfolgung frei¬
sinniger Staatsdiener oder durch Beseitigung
derselbenaus der Kammer in dieser eine feste
Regierungspartei zu bilden. Der Beamte, der
niit der Negierung stimmt, bloß weil die Re¬
gierung eine Maßregel will oder nicht will,
mag solche nun gut oder schlecht, freisinnig oder
der Freiheit schädlich sein, und mit seiner Uebcr-
zeugung übereinstimmcn, oder nicht, verkennt
die ersten und heiligsten Pflichten eines Volks¬
vertreters , und begeht einen Vcrrath an den
Rechten und Interessen des Landes. Man be¬
rufe sich doch nicht auf England oder das frü¬
here konstitutionelleFrankreich. Auch dort ist
und war von jeher eine ministerielleoder Re¬
gierungspartei, die aber die Vorschläge des
Ministeriums nicht unterstützt, weil sic von den
Inhabern der Ncgicrnugögewaltauögche», son¬
der» weil diese die Leiter und Genossen der¬
selben VolkSpartci sind, zu welcher sic sich als
politische Freunde verbunden haben. Tritt das
Müustcrium ab , so werden sie nicht, wie die
ministeriellen Deputaten der Deutschen Kammern,
eben so pflickitcifrigc Anhänger des neuen Mi¬
nisters und seines verändertenSystems, sondern
sie bleiben ihrer politischen Meinung treu und
bilden in allen sogenannten Parteifragon gerade
die Opposition. Allerdings liegt in dem Mangel
großer politischer Parteien ein Umstand, der in
den Kleinstaaten der Ausbildung des konstitu¬
tionellen Lebens sehr im Wege steht. Allein
das kann doch weder aus Gründen des Rechts
noch der Politik das System rechtfertigen, wenn
man aus Beamten eine ständige Regierungs¬
partei bilden will. Dadurch wird wenig mehr
erreicht, als daß nun dauernde Reibungen der
beiden Staatsgewalten entstehen, und daß das
Ansehender Beamten wie der ganzen Kammer
gleichmäßigleiden muß."

Fischer u. Buchholz*) Erläuterungen
zum Entwurf eines St .-G .-G.

(Fr . Blätter .)
Tagesordnung:  Absch». XI. des Staats¬

grundgesetzes: „Vom Staatshaushalte". Am
Ministcrtischc: Ministerpräsident von
Rössing , Finanzministcr Krell und
die Ministerialräthe Runde  Mid Buch-
holtz.  Wir werden auch diesmal, wie bisher,
den Gegenstand in seinen wesentlichen Bcstand-
thcilen auffasscn und die Verhandlung nur in
größeren Umrissen wiedcrgeben. Eine detaillirte
Aufzählung aller Einzelnhciten hat uns immer
nutzlos langweilig und ermüdend geschienen.

AuS dem Staatsgrnndgcsetzc heben wir die
beiden wesentlichen Artikel hervor: Art. 216,
nach welchem:

„OhncZustimmungdcsLandtages Steuern
und Abgaben  weder ausgeschrieben noch
erhoben, Anleihen und Schulden  nicht
gültig gemacht werden können",

*) NcgicrungS-Commissär.
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und Art . 219 , nach welchem:
Steuern und Abgaben , wenn das
nene Finanzgesetz sich verzögert , nach Ab¬
lauf der Bcwilligungszeit » nur 6 Monate
hindurch forterhobcn werden können " .

Ter Regierungsentwurf enthält keinen von
beiden . An die Stelle des Art . 216 tritt
Art . 181 des Regierungs - Entwurfes , nach
welchem:

»Ohne Bewilligung des Landtages nur
die zur Zeit bestehenden Steuern
und Abgaben  nicht verändert , neue
Steuern und Abgaben weder ausgeschrieben,
noch erhoben , Anleihen und Schulden nicht
gültig gemacht werden können ."

Wir brauchen unsere Leser kaum darauf
aufmerksam zu machen , daß nach dieser Be¬
stimmung eine Stcuervcrmindcrung ohne Be¬
willigung der Staatsrcgierung nicht zu erreichen
ist, welche Hülfsqncllen auch sich öffnen , welche
Einrichtungen auch getroffen werden , die sic
ermöglichen , welche Zustände auch cintrctcn,
die eine Stcuervcrmindcrung fordern und wie
dringend diese auch sein mögen . Der jetzige
Steueretat würde dadurch also dem Veto  der
Staatsrcgierung unterworfen . Was dieses
bedeutet , wissen unsere Leser ebenfalls ohne
weitere Erörterung . Ter Etat der jetzigen
Steuern wäre damit ein stehender , gleichsam
mit Fidcikommiß belegt . Tenn daß die
Staatsrcgierung in eine Verminderung nicht
willigen werde , darf ans der Richtung , welche
die deutschen Regierungen befolgen , auö den Mit¬
teln und Apparaten , die zum Schutze und zur
Erhaltung ihres Systems hcrbcigeschafft und auf-
gewandt werden müssen, gefolgert werden . Daß
diese einen ungeheuer » Geldaufwand verlangen,
und daß dieser Geldaufwand von Jahr zu
Jahr steigen muß , je mehr die geistige Macht,
welche dieses System bekämpft , und der Wider¬
stand der Völker gegen dasselbe wachsen und
sich ausbrciten werde », liegt in der Natur der
Verhältnisse . Herr Bnchholtz,  welcher den
RegiernngScntwurf verthcidigte , gestand auch
rinumwunden , daß die constitutionclle StaatS-
fvrm den Staatshaushalt vcrthcucre , statt ihn
wohlfeiler zu machen . Wenn das ist , wer
kann Einem  dann die Sehnsucht nach einer
Staatöform verargen , welche den Staatshaus-
balt wohlfeiler inacht , wie in Amerika , in
Norwegen *) und in der Schweiz!  —

Ter Ausschuß verwirft das Verlangen der
Staatsrcgierung . Er spricht sich zwar für die
Beibebaltnng des Art . 219 des Staatsgrund-
gesctzcs aus , aber er läßt auch den Art . 216
glicht in seiner einfachen Klarheit stehn, er
hängt ihm vielmehr ein paar Clauseln an,
die ihn der Deutung  unterwerfen , die be¬
kanntlich in der jetzigen Zeit eben so ätzend
zersetzend z;nd zerstörend wirkt , als wirkliche
Gewalt . Ter Ausschuß beantragt zum Art . 216
des Stanlsgrundgesctzcs nachstehenden Zusatz:

»Ausgaben , welche auf bestimmte » bundcs-
geiedlichen  oder landesgesctzlichcn
oder privatrechtlichcn Verpflich¬
tungen  beruhen , und die zu deren Deckung
erforderlichen Mittel darf der Landtag nicht
verweigern " , (Art . 190 des Regierungs-
Entwurfes)

und einen neuen Artikel:
„Tie Bewilligung der erforderlichen Mittel
darf nickt von Bedingungen oder Vorans-

Wir habe»  Norwegen  stets für eine Republik
gesotten , die nur durch Personalunion mit dem König¬
reich Schwede » ocrbundcn ist.

setznngen abhängig gemacht werden , welche
nicht den Zweck und die Verwendung der¬
selben oder den Umfang des Bedürfnisses,
oder die Größe , oder die Art der Verkei¬
lung und Erhebung , oder die Dauer der
in Frage stehenden Steuern , Abgaben und
Leistungen betreffen ."

Selckmann  II . fügte noch den Antrag
während der Debatte hinzu:

»Daß auch die Steuern nicht verweigert
werden dürfen , welche zur Führung einer den
Bundespflichtcn und der Landesverfassung
entsprechenden Regierung erforderlich sind."

Wir übergehen den Ausschußbericht , welcher
die Zusatzanträgc wesentlich nur durch die Noth-
wcndigkcit begründet , daß die zu den gedachten
Zwecken erforderlichen Stenern nicht verweigert
werden dürfen , daß daher diese Nothwcndigkeit
fordere , im Staatsgrundgesetzc festzustellen, daß
der Landtag solche Steuern nicht verweigern
dürfe . — Weit erheblicher sind die Motive,
welche die Staatsrcgierung sich dicsesmal aus¬
nahmsweise  hcrbeigclasscn hat , ihren An¬
trägen , der Wichtigkeit des Gegenstandes
wegen beizufügcn , und welche der Ausschuß
ebenfalls diesmal ausnahmsweise  sich hcr-
beigelafsen hat , der ganzen  Versammlung
mitzuthcilen . Die Eigcnthümlichkcit derselben
verlangt , daß wir ihren wesentlichen Inhalt
mittheilen.

Sic gehen von einer uns unbekannten
Idee aus , der einigen Staatsgewalt , nach
welcher Regierung und Landtag Eins seien und
nur Ein und dasselbe Interesse verfolgen . Die
Steuern weigern , heiße daher : sie dem Staate
selbst weigern und kein Organ könne befugt
sein, ihn zu lähmen oder zu tödtcn . — Die
Regierung müsse die Einnahmen verausgaben,
an sie trete das Bedürfniß heran , nicht an den
Landtag . Die gleiche Befugniß , Gelder zu
bewilligen oder zu weigern , gebe dem Land¬
tage die Macht , die volle Staatsgewalt all-
inälig sich anzucignc » . — Englands Beispiel
mit seiner rein parlamentarischen  Regie¬
rung passe nicht auf uns . Dort sei kein Con-
flict, die Steuer nie geweigert . Die konsti¬
tutionellen Staaten des Festlandes mit dem
s. g . Gleichgewichte der Gewalten  ge¬
stattetet : die Analogie nicht . Tic einzige Kam¬
mer eines Kleinstaates habe kein ausge¬
prägtes staatliches Bewußtsein,  in ihr
sei die Uebcrzcugung nicht immer lebendig , daß
beide Factorcn der Staatsgewalt nur denselben
Ztveck verfolgen . — TaS Stcuerbcwilligungs-
rccht, freilich nach den Theoretikern mit dem
konstitutionellen Wesen nothwcndig verbunden,
habe auf dem Fcstlandc eine praktische Anerken¬
nung keineswegs gefunden ; die Ausübung könne
dahin führen , daß einem nicht zusagenden Ministe¬
rium gegenüber jede Verwendung mißbilligt
und daher der Staat in die größte Gefahr
gestürzt werde.

Die Anträge des Rcgierungsantrages fan¬
den nur wenige Bekämpfcr , von der Linken
Mölling und Nicbonr  II ., sodann Ein
Ausschussmitglied : Klävemann,  welcher ge¬
gen die Anträge des Ausschusses einen Mindcr-
heitsantrag gestellt hatte . — Auch der Abg.
v . Finckh focht wacker für die Linke, und
schloß sich ihren Ansichten an . Aber mit dem
Angstruse : der Bund kommt ! — M . H .,
der Bund ! Ter Bund ! -— flüchtete er
in die Arme der Rechten und stimmte mit
ihr . — Rüder  motivirte nur seine Ab¬
stimmung . Er erklärte nicht mit Mölling

auf Einem  Standpunkte zu stehn . Wir glau¬
ben ihm das aufs Wort ; wir halten diese
beiden Charaktere für diejenigen , welche sich
am Radikalsten entgegenstchn , Ziel und Zweck
Beider eben so verschieden als die Mittel und
Waffen , mit denen sic dieselben verfolgen.
Er wollte auch nicht mit v. Finckh im All¬
gemeinen auf Einem  Standpunkte stehn.
Nur die Revision sei ihm eine durch äußern
Zwang gebotene , nicht in ihren einzelnen Thci-
lcn . Er gab zu, daß die vom Ausschüsse be¬
antragten Zusätze überflüssig seien. Allein die
S 'taatsrcgicrung wünsche sic. Weil sie un¬
schädlich seien, könne man ihrem Wunsche ent¬
sprechen. — Tic eigentliche Debatte wurde
zwischen Klävemann , Mölling und Nie-
bour  II . einerseits und dem Berichterstatter
Selckmann  II . mit Ernst und Ruhe geführt.
Wir haben manche derbe Wahrheit gehört , ohne
jene parfumirtc Umhüllung , die der Wahrheit die
Spitze abbricht , ihrKraft und Wirkung raubt und
uns in der tiefsten Seele zuwider ist ; aber
auch ohne alle persönliche und kränkende Be¬
ziehungen auf Personen . Wir wollen ver¬
suchen in dieser großen Lebensfrage das We¬
sentlichste der Debatte , die das Herzblatt im
Leben des Staates betrifft , wiedcrzugcben.

(Schluß folgt .)

Oldenburg . So eben kommt mir ein
Schreiben des Staatsministcriums an den
Landtag zu Gesichte, nach welchem die Staats¬
rcgierung keineswegs mit seinen Beschlüssen
sich einverstanden erklärt , vielmehr in 25 ver¬
schiedenen Punkten ihre Zustimmung ver¬
sagt . Was wird der Landtag thun ! —
Wird er sich aus den caudinischcn Pässen
hcrausschlagen ! — . Ich muß cs bezweifeln.
Wenn mir vergönnt ist aus der Geschichte
eine Lehre und aus dem bisherigen Verhalten
des Landtages meine Schlüsse zu zieh» so
sage ich : Er wird capitulircn und das
Gewehr strecken. Er wird Kapitnlationsbc-
dingungcn stellen, hie und da einen vermit¬
telnden Antrag ein Paar anders geformte
Sätze , die dasselbe sagen was die Regierung
verlangt , nur ein wenig mit andern Worten.
Er wird mit klingendem Spiele ausrücken,
mit allen militairischcn Honneurs , aber , —
die Fcstung wird übergeben und bleibt
in den Händen der Regierung.

Hamburg , 20. Mai. Gestern Mittag
traf ein Ertrazug von Hagcnow auf dem hie¬
sigen Bahnhofe ein und brachte , unter Führung
des Lieutenants (I . Classc ) Schau , des Lieute¬
nants (II . Classc ) Sondergaard und mehrerer
niederer Offiziere stehende, ca. 250 nach Bre¬
merhaven dirigirtc königl . preußische Matrosen
hierher . Sie gehören zur Besatzung der Geflon,
deren provisorischer Commandcur der obener¬
wähnte Lieutenant Schau ist. Dem Vernehmen
nach soll mit diesem Schiff in der nächsten Zeit
eine große Uebungstour von der Dauer von
8 bis 10 Monaten gemacht werden.

Berlin , 19. Mai. Der„Urwähler"meldet
folgende Nachricht:  Vor der 4 . Abtheilung des
Criminalgcrichts wurde am Sonnabend gegen
21 Personen ein Proreß wegen eines in den
Gesetzen mit schwerer Strafe bedrohten un¬
natürlichen Vergehens verhandelt . Unter den
Angeklagten befanden sich der Graf M ., ein
ehemaliger prinzlichcr Beamter , der Baron V. Z.
und ein Sänger und Schauspieler , der einst
einen gefeierten Namen in der Kunstwclt hatte;

! mehrere in den Proceß verwickelte Militair-



Personen waren vorher aus dem Soldatcnstande
entlassen worden. Ter Höchstgcstcllte unter den
Angeklagten, Graf M ., war der am meisten
Belastete und wurde zu 10 Jahren Gcfängniß,
der Baron v. M . zu 6 Jahren , alle übrigen
aber ebenfalls zu mehrjährigen Freiheitsstrafen
vcrurthcilt.

Königsberg , 17. Mai. Am 13. d. M.
ist die neueste, bei Kicwning und Kross gedruckte
Schrift vou Or. I . Rupp „lieber Jcsuitcnfurcht" ,
polizeilich mit Beschlag belegt worden.

Breslau , 18. Mai. So eben erfahren
wir, daß im Laufe des heutigen Vormittags
in hiesigen Buchhandlungen durch den Polizei¬
präsidenten Hrn . v. Kehler und den Inspektor
Herrn Spring eine sehr genaue Nachsuchung
nach mehreren mißliebigen Büchern stattgcfun-
dcn habe.

Dresden , 17. Mai. Hrn. Franz Rauch,
früher Geistlicherder deutsch- katholischen Ge¬
meinde zu Leipzig, ist, wie die „Freim.
Sachsen-Zeitung" meldet, das Gesuch, Mcdicin
studircn zu dürfen, abgeschlagen worden, angeblich,
weil er vcrhcirathet sei.
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Kassel, 18. Mai. In Betreff der Zoll-

fragc hat die hiesige Regierung bisher immer
mehr oder weniger sicher auf das Nachgebcu
Preußens gehofft, und es scheint, daß die
übrigen in dieser Frage gegen Preußen stehenden
Regierungen vor allen Dingen auf die Schwäche
Preußens spckulircn.

Düsseldorf, 17. Mai. Die Mutter und
die übrigen Familicngliedcr Koffuth's sind am
Samstag Abend auf der Reise nach England
in unserer Stadt cingctroffc», und haben den
gestrigen Tagen im Hotel „Domhardt" zugc-
bracht, nicht ohne achtsame Ucbcrwachung seitens
unseres Polizcidircctors v. Faldern. Sie er¬
schienen weder an der Tablc d'hütc des Gast-
hofeS, noch zeigten sie sich sonst öffentlich, nahmen
auch keine Besuche an. Ob ihnen dieses von
Polizciwcgcn untersagt war, läßt sich nicht
ermitteln.

Frankfurt . Am 18. Mai ist der Pro-
spectus eines neuen österreichischenSilbcranlchenS
von 35 Millionen Gulden Convent. Münze,
mit 2 Pct . Tilgung , unter Vermittelung der
Banquicrhäuscr Rothschild und Grnuclius,

ausgcgcbcn worden. Tic Unterzeichnung er¬
folgt im Juni.

Frankreich.
Paris , 20 . Mai . Für Changarnier soll

' eine Snbscription im Gange sein, welche sich
i bereits auf 300,000 Frs . beläuft,
j — Die Rachel, die auf eine Einladung
i des Königs von Preußen am 18. »ach Potsdam
! abreiscn sollte, hat den Urlaub, den sie erst
- vom 1. k. M . zu verlangen berechtigt ist, nicht
! erhalten, indem ihr die in solchem Fall uöthigc

ministerielle Autorisation nicht gewährt wurde —
eine kleine Malice, nicht gegen die Rachel,

^sondern das „Parterre von Kaisern und
, Königen", vor denen sic spielen sollte. Die Rachel

berechnet ihren Verlust auf 2—300,000 Frs.
! Großbritannien.
! London, 18. Mai. In der heutigen
j ObcrhauSsitzung erklärte Graf Malmcsbnry
^auf Anfrage des Grafen Brcadalbanc, daß
^neuerdings eine Depesche von Wien eingctroffen

sei, in welcher die österreichische Regierung
! verschiedene Anklagen gegen die aus Ungarn
! ausgcwiesencn engl. Missionäre vorgebracht habe.

Der 18 . Mai.
Vor vier Jahren wurde an diesem Tage das erste deutsche

Parlament zu Frankfurt eröffnet. Tic tüchtigsten und besten Männer
Deutschlands waren berufen worden, die Geschicke des Vaterlandes
selbst im Namen des deutschen Volkes in die Hand zu nehmen.
Es war ein großer Gedanke, ein erhebendes Gefühl, das damals
die ganze deutsche Nation durchglühtc und ganz Europa mitdurchzuckte.
Wie die Erfüllung tausendjähriger Verheißung, wie die Auflösung
eines viclhnndcrtjährigcn Räthsels deutscher Geschichten, wie eine
Sühne für alles Elend, allen Kummer und alle Noth, die Gott so
lange aus das arme und gute deutsche Volk hcrabgcschworcnhatte,
erschien uns der Tag, an dem das deutsche Volk endlich selbst sein
Recht fcsistellen, sein Reich gründen, seine Geschicke in die eigene
Hand nehmen sollte. Als die Männer Deutschlands aus dem Römer
hcrvortratcn, als sie die Stufen hinabsticgen, die so mancher deutsche
Reichstag betreten hatte, als vor dem Römer die schönste, hellste
Maisonnc sie begrüßte, als aus tausend Kehlen, mit Kanonendonner
und Glockcngcläntegemischt, sie der Jubclrnf des Volkes zur Panls-
kirchc begleitete: — da war cs, als ob .die letzte Thränc um deutsche
Schmach und deutsche Dcmüthigung verwischt wäre, als ob von nun
an eine Zeit der Ehre und Würde, des Rechts und der Gerechtigkeit
in Deutschland beginnen müßte.

lind heute? Was ist aus dein Gedanken geworden, der damals
im deutschen Herzen glühte? Sollte er hcransgeriffcn sein? Sollte
die Helle Flamme, die damals in allen Herzen glühte, bis auf das
letzte Fünkchen in der Asche erdrückt sein? Wir glauben es nicht; —
wir kennen in der Geschichtekein Beispiel, daß ein Gefühl, das
einmal lebendig ein Volk ergriffen hätte, erstickt worden sei, ohne
das Volk selbst zu ersticken, zu zernichten, zu tödtcn. Wir sehen in
der Geschichte aller Völker, daß oft das lebendige Gefühl, das ein¬
mal ein Volk ergriffen hat, wohl zeitweilig unterdrückt werden kann,
aber immer wieder zum Ausbruche kommt, sobald sich die Dinge
wieder so gestalten, daß das Volk als solches wieder thätig werden kan».

Die ganze Vergangenheit der deutschen Staaten und Staatchen,
und auch leider des deutschen Volkes, hing sich an den großen Ge¬
danken eines deutschen Parlaments und suchte ihn, absichtlich oder
unabsichtlich, niederzndrückcn. Klugheit und Dummheit, Schlechtigkeit
und Einfalt , Vcrrath und Eitelkeit gaben sich die Hand, um der
neuen Schöpfung den Weg zu versperren. Tie deutsche Gelehr¬
samkeit ahnctc nicht, daß die deutsche Herrschsucht sie ansbeutc; die
deutsche Frömmigkeit dachte nicht daran, daß die deutschen und nicht
deutschen Jesuiten sic zum Narren hatten ; die deutsche Nachahmnngs-
sucht hatte keine Idee davon, daß sie sich von deutscher List verlocken
ließ, als sic mit einem preußischen Hossvldatcn und einem hannover¬
schen Jntrignanten um die Wette Karrikaturcn machte. Die guten
und die schlechten Eigenschaften des deutschen Volkes vereinigten sich, ^
um dem Frankfurter Parlament den Boden unter den Füßen weg- !
zuarbciten und seinen Untergang einznleiten. Und wer weiß schon heute, !
wie viel Vcrrath , wie viel feiu Angelegtes noch mit im Spiele war, um !
dem ersten deutschen Parlamente den Lebcuöfadcnendlich abzuschncidcn!

Und dennoch hat cS lange genug gelebt, um nicht wieder aus
der Geschichte Deutschlands ansgewischt̂ n werden. Man mag die
Frankfurter Vcrfassuugsnrknnde finden und verbrennen, die deutsche
Flotte verkaufen, die Eckernfördcumtaufen, Schleswig- Holstein dem
Feinde Deutschlands an den Hals werfen, die PaulSkirchc nicdcr-
rcißen — : cs wird dennoch nicht möglich sein, das erste Parlament
Deutschlands aus der Geschichtezu verwischen. Und wir wagen
vorhcrznsagcn, daß das Andenken an dasselbe immer lebendiger
werden wird, je länger seine Gegner am Ruder bleiben. Hat doch
das erste deutsche Parlament die ersten rcindcutschcn Siege der Neuzeit
erfechten helfen; zwang cs doch die Dänen, trotz Rußland und
England , fast sich auf ihre Inseln zu flüchten; hat cs dock den
Danebrog vom Christian herabholcn lassen; hat cs doch am Ende
eine Verfassung zu Stande gebracht, trotz aller Gcgenanstrcugnngcn
der hcllschendcn Feinde und der Leidenschaft verblendeter Freunde der
deutschen Einheit und Freiheit. Je dunkler die Zeiten in Deutschland
werden, desto Heller wird dies Alles leuchten.

Es wird der achtzehnte Mai noch oft wicdcrkchrcn, che er ein
zweites deutsches-Parlament zu Frankfurt in die PaulSkirchc cinzichen
sehen wird ; aber wir fürchten, daß, bevor das deutsche Volk ein
solches wieder gesehen hat, seine Wirren nicht geschlichtet sein werden,
und wir hoffen, daß, che diese Wirren seine Zernichtung herbcigcführl
haben, die Sonne des achtzehnten Mais noch einmal wieder die
besten Männer Deutschlands vom Römer nach der Paulskirche be¬
gleiten und dann einen neuen Tag für Deutschland anbrcchcn
sehen wird. (Z. f. N .)

Politische Plaudereien ans Hamburg.
Ich glaube, die Zeit ist jetzt für den deutschen Bundestag ge¬

kommen, wo er singen kann : „O, wie wohl ist mir am Abend,
wenn zur Ruh ' die Glocken läuten !" — Doch halt ! sind nicht »och
zwei „brennende Fragen " zu lösen übrig ? Ist die Bremer und
Hamburger Verfassungsfrage schon völlig erledigt? Verwünschte kleine
Republiken! die der Mechanismus der großen Dampfmaschinemoderner
Staatsknnst noch erst verarbeiten muß, che Feierabend gemacht werden
kann. ES geht entsetzlich langsam, der Kaiser Napoleon hatte im
Jahre 1809 in weit kürzerer Zeit ganz Oesterreich unter die Füße
gebracht, ganz Oesterreich, das sich wehrte mit der Tapferkeit der
Vcrzwcifclnng. Und Deutschland wehrt sich nicht und Bremen und
Hamburg wehrten sich eben so wenig. Ein gefangener Maikäfer
macht mehr Opposition, als ganz Deutschland in diesem Augenblicke,
selbst wenn der Maikäfer nur ein deutscher Maikäfer ist. Warm»
also säumt inan so lange, die „Ordnung " (chchch) überall wiedcrber-
zustcllcn?

Unter so bcwandten Umständen ist denn die Ungeduld der vier
, guten Leute in Hamburg, welche sich für Erhaltung des Bestellenden
! die Finger wund schreibe», begreiflich. Die Ncuncrvcrfaffniigsckwebt
! über ihren Häuptern, wie die Nachtcule über den Fledermäusen, und
! da wird jetzt eine Supplik an den hohen Bundestag vorbereitet,

damit derselbe sich beeilen möge, zu thun, was er nicht lassen kann.
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Ich weiß nicht — ich weiß nicht — das Ding kommt mir verdächtig
vor ! Ich wittere so etwas ä 1a Bremen . Zuweilen kommt eS Einem
vor , als läse man schon eine SenatSproposition deß Inhalts : daß
E . E . Rath gerade hätte Anstalt treffen wollen , die Neuncrvcrfassung
einzusührcn , als ein Inhibitorium des Bundestags eingctroffcn
sei rc. rc. E . E . Rath bedauere daher u . s w . u . s. w ., und trage
darauf an , Erbgesessene Bürgerschaft wolle mitgcnchmigcu , daß die
Ncunverfassung aufzuheben , Alles beim Alten zu belassen sei, vor-

behältlich der — .selbstverständlich dem Senat zu überlassenden —
„Reformen " in der Justiz und Administration :c. -c. — Dann wird
sich der Unwille unserer hamburgischcn Gothaer gegen die armen vier
Ritter von der traurigen Gestalt Luft machen , diese werden sich ein¬

bilden , Hamburg sein altes Verfassungsmeuble gerettet zu haben,
und der gesunde Menschenverstand wird so klug sein wie jetzt, denn
er weiß , daß auf die vier Kreuzritter die Worte Göthc 's passen:
„Du glaubst , Du schiebst, und wirst geschoben !"

ES scheint, die wirkliche Entschlossenheit ist aus der Welt ver¬
schwunden . Wie im kleinen Hamburg so sieht es auch im Großen
auS . Eine Anzahl Familien steht und beobachtet einander gegenseitig
mit Argwohn . Tie dummen Volker helfen den Familien , sich zu
beargwöhnen , dabei geschieht absolut nichts und das wird „ Politik"
genannt . Frankreich ist ein Räthscl geworden , dessen Auflösung
Rußland heißt . Der deutsche Bund , und waS damit zusammcnhängt,
steht auf dem cpli vive gegen Frankreich . England , die große
Seespinne , zieht ihre Fäden enger zusammen , als wollte sie von der
ganzen Welt mit allem Mücken - und Fliegengeschmeiß nichts wissen,
waS aber nicht hindert , daß sic Allem das Blut aussaugt , was in
ihr Netz geht . Rußland steht bei Seite und sicht zu , wie die
Andern Vorkehrungen treffen , sich die Kehlen abzuschnciden . Ruß¬
land kann lange warten ; in der Schlacht bei Bronzcll ist die neue

Kriegskunst vorgeschriebe, : und Elihu Burritt trägt nur Eulen nach
Athen , wenn er gegen den Krieg schreibt. Der kühnste Conjectnr-
Politiker kann irre werden an der Zukunft . Was kann aus der
allgemeinen Erschlaffung hervorgchen ? Die Parteien mißtrauen der
eigenen Kraft . Umsonst läßt man Jesuiten und protestantische innere
Mission lvS . Wer ernsthaft dagegen auftritt , über den zuckt
man die Achseln, wer ernsthaft dafür das Wort ergreift , der wird
verlacht . Ich glaube , die Menschheit fürchtete sich vor dem Teufel
nicht mehr , wenn er käme, so gleichgültig ist man gegen alle Bewegung
geworden . Bei solchen Zuständen ist es allerdings traurig , Unterthan
zu sein, aber noch weit trauriger dünkt uns das Regieren . Es ist
eben nichts zu regieren mehr ! Man hält die Freiheit kaum mehr
des Hasses wcrth.

Die Lage Europas gleicht einer großen Langweile . Nun die
Herren die Revolution gebändigt haben , stehen sic da und wissen

nicht, was weiter . So lange man noch an eine organisirte
Dcmüthigung Preußens glauben konnte , gab cs noch etwas pro und
contra zu hoffen . Jetzt ist auch das vorbei . Das österreichische
Zollprojcct wird von Preußen über kurz oder lang gutgcheißcn
werden und daun sitzen wir Alle in der Falle . Preußen ist Deutsch¬

lands Gothaer en Zros . Es sanctiouirt nachträglich , was cs weder
d .-n Muth , noch die Kraft hat , zu verhindern.

Und nun vollends der Bundestag . Bedaucrnswerthes LooS

schöner Seelen , welche Mitglied des Bundestags sein müssen ! Nichts

zu thun , als abzuwartcu , selbst gclangweilt dazu vcrurtheilt sein.
Andern Langweile zu bereiten — ach ! Deutschland hätte eine bessere
Grabjchrift verdient , als die Protokolle des rcstaurirten Bundestags.
Warum macht mau den Metternich nicht wieder zum Minister ? der
brächte zum wenigsten Methode in die allgemeine Stagnation!

Zwiegespräche
A . Was giebt 's Neues?
B . Nichts — aber Alles ist neugierig , ob wir an Preußen

kommen , das erste Mal ist cs mit dem Prcußischwerdcn schief ge¬
gangen , aber diesmal ist Geld zu verdienen , viel Geld ! und deshalb
wird man uns aiischließen , nolens volens.

A . Hast Du von dem neuen Etablissement gehört , das sich
im früheren Pferdestall entwickelt hat?

B . Gestern Hab' ich's gelesen, cs heißt : Com missions¬
handel , Nachwcisungsbüreau . Allgemeine Agenturen.
Eine eben so große Ausdehnung wie Produktenhandel.

A . Was heißt den Allgemein?
B . Wie kannst Tu fragen , was gemein ist das ist nicht fein,

und wenn ich nun sage allgemein,  so heißt das gerade umgekehrt
so viel , als wenn ich auf mein Siegellack schreibe superfein ; und
Agent — was ist nicht Alles Agent . Ein Agent kann Gummi-
schuhflicker sein , und ein Hcrbergswirth kann auch Agent sein , ein
Agent kann Blaufärbcr sein und ein Schriftsteller kann auch Agent
sein , kurz die Agentenschaft ist eine freie Kunst , Jeder , der fremde
Geschäfte besorgt , ist Agent , verstehst Du , allgemeine Geschäfte.

A . Was heißt denn NachweisungS -Bürcau?
B . Wenn Du acht Groschen hast , dann kannst Du hinein

gehen und Dir Nachweisen lassen — allgemeine Geschäfte und —
Geschöpfe.

A . Was hat es denn mit dem Commissionshandel auf sich?
B . Wie gesagt , ein Agent besorgt fremde Geschäfte und so

handelt er auch mit Waarcn Anderer , willst Du riskiren acht
Groschen , riskiren , so bekommst Du nachgewiesen , allgemeine Ge¬
schäfte und Geschöpfe und kannst Dich davon anhandcln und ver¬
handeln lassen . Dabei kannst Du für acht Groschen reich werden
wie in Lübeck für 8 Thalcr.

A . An diese göttliche Agentur muß ich mich wenden ; diese
Agentur soll mir für acht Groschen sagen , wo die Registratur der
Nationalversammlung geblieben ist ; diese Agentur muß mehr wissen,
als der Doctor Jucho , sic ist allgemein , sic ist, ich kann keine
Worte finden . O ! Ewig is so lank!

B . Ja , ja ! diese angcbetete Agentur weiß , wo Bartel den
Moost holt , sic ist auf die Universität gewesen, hat studirt , nicht das
.Ins , sondern wie man Geschäfte macht in 's Blaue und jetzt ist es
eine Agentur geworden , wo nichts riskirl , sondern nur Profit ge¬
macht wird.

A. So eben lese ich im deutschen Kaiser , daß man diese
Agentur einsperren will — wenn sie bei Hasseuflugcn brummen
müßte — Herr Gott!

B . Aus dem Einsperren macht sie sich nichts , man sperrt
alle großen Geister ein , der große Hassenflug aber sitzt in Contu¬
maciam und das ist weit von der Agentur.

Rcdactcur : Wilhelm Calberla.
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zu^ 60 des Beobachters vom Dienstag den 25. Mai 1852.

Mit welchem Glücke- er Göttinger
Professor Haussen fich Ln- ie
L>l- enbnrgische Debatte über-en
Septembervertrag mischt.
Herr Professor Haussen hat einen neuen „Beitrag

zu den Debatten über die Oldenburgische Zollav-
schlußfrage " geliefert, in welchem er die Kritik, die seine
Aufsätze: „die Agitation gegen den Deptembervertrag" in
der bekannten Brochüre: „Herr Professor Haussen , die
Statistik des Zollvereins und der Anschluß Oldenburgs"
erfahren haben, zu entkraftigen versucht. Aber dieser Ver¬
such ist nicht so glücklich ausgefallen, daß dadurch der Zoll¬
anschluß ein. auch nur einiger Maaßen beruhigende¬
res . Aussehen für uns gewönne; vielmehr bleibt der von
seinem Kritiker gegen ihn eingetretene Gegenbeweisdes steten
Rückganges des zollvereinöländischen Wohlstandes in voller
Kraft bestehen..

Dieser Gegenbeweis war nämlich seinem wesentlichen
Inhalte nach folgender: -

Es ist wahr, daß gegenwärtig im Zollverein im All¬
gemeinen per Kopf der Bevölkerung von Colonialien, Ma-
nufäcten u. s. w. mehr verzehrt wird,- als in' den ersten
Jahren seines Bestehens. Nicht minder wahr ist aber, daß
die"Preise der Colonialien, Manufakteu. s. w. inzwischen
Um resp. 30/ 40, 50, 60 und 70 und mehr Procent des
Werthes, den sie im Anfang der dreißiger Jahre dieses
Jahrhunderts hatten, gesunken sind, und zugleich zeigt eine
sehr einfache Berechnung, daß die gegenwärtige größere Ver¬
zehrung des' Zollvereins bei Weitem nicht mehr denselben

. Tauschwerth hat, als die frühere beschränktere. Die Con-
sumtion ist also wohl- gestiegen, aber nicht in dem Ver¬
hältniß, in welchem die Preise der Confumtibilien gesunken
sind; sie ist eine größere geworden, aber keine so große,- als
sie hätte werden müssen, wenn der Verzehrer in den letzten
Jahren noch im Stande gewesen wäre, für die Befriedigung
seiner Bedürfnisse den gleichen Aufwand zu machen, wie
dies in ersten Jahren des Zollvereins der Fall war. Für
dasselbe Geld werden heut' zu Tage mehr Genußmittel er¬
langt, als früher, aber der Consument ist nicht in der Lage,
davon den vollen Nutzen zu ziehen, denn er ist ärmer ge¬
worden, und kann da, wo er sonst 100 Thlr. verwenden'
konnte, jetzt nur vielleicht noch 90 Thlr. und weniger ver¬
wenden. Der Schluß aus dieser Thatsache ist ein selbst¬
verständlicherund kein anderer als : der Zollverein hat mit
den mächtigen Fortschritten des gesammten volkswirtschaft¬
lichen Lebens der Welt, wie solche sich in der Verbilligung
der Waaren manifestirt haben, nicht gleichen Schritt zu
halten vermocht und ist im Verhältniß zu diesen zurückge¬
gangen.

Gegen diesen Beweis, was macht nun Herr Professor
Hanssen geltend?

Er beruft sich darauf, daß zwischen„Werth" und „Preis"
zu unterscheiden und die Größe und Bedeutung des Volks-
Vermögens und Volkseinkommens nicht nach der Preissumme,
sondern nur nach der Menge der sachlichen Güter oder Wertste
zu bcurthcilen sei, die ein Volk bereits erworben hat oder-
fortwährend erwirbt und als Mittel für die verschiedensten
Zwecke verwenden kann. Im Gegensatz dazu soll der Ver¬
fasser von „Herr Professor Hanssen , die Statistik des
Zollvereinsu. s. w." Preis und Werth mit einander ver¬
wechselt und nur die Preissumme der Güter, statt der Güter
selbst zum Maaßstab des Volkswohlstandes gemacht haben.

. Wir begreifen diesen nach der Schule riechenden Ein-
wänd des Göttinger Akademikers nicht.

Die bloße Thatsache, daß ein Volk heute eine größere
Menge von Gütern eonsumirt, als etwa vor einem Jahr¬
zehent, beweist wohl, daß sein Genußlebcn im Allgemeinen
ein reicheres geworden ist, aber was sie nicht beweist, und
in dieser abstrakten Einseitigkeit nicht beweisen kann, das ist,
daß dieses Genußlebcn nicht noch ein bei weitem reicheres
hätte sein müssen, wenn die volköwirthschaftlichcn Zustände
sich normal entwickelt hätten. Die größere oder geringere
Consumtion eines Volkes hängt nämlich von einem doppel¬
ten ab und zwar einmal von der Summe der Kosten oder
mit andern Worten, eben der Preissumme, die ein Volk
zur Befriedigung seiner Bedürfnisse überhaupt zu verwenden
im Stande ist und zum Andern von dem Verhältniß, in
welchem die Kosten des Erwerbs der einzelnen Güter dazu
stehen. Erst aus dem Zusammcnfasscn dieser beiden Seiten
läßt sich der Werth des größeren Genußreichthums wirklich
bcurthcilen und ermitteln, ob die Vermehrung eine solche sei,
die für gleichmäßige Entwickelung beider Faktoren Zcugniß
ablegt. Nur darum handelt cs sich im gegebenen Falle.
Was der Verfasser von „Herr Professor Haussen re." be¬
hauptet, ist nicht, daß das Genußleben nicht im Allgemeinen
zugenommen, sondern nur daß diese Zunahme eine durchaus
einseitige ist und ihren alleinigen Grund im Fallen der
Preise der einzelnen Waaren, dagegen nicht nur kein Stei¬
gen, sondern sogar eine Verminderung  der Erwerbökraft
oder des Vermögens des Volkes zur Seite hat, einen be¬
stimmten Kostenbetrag für seine Genüsse aufzuwenden. Herr
Professor Hanssen mag sagen was er will, eine solche Ver¬
minderung des Erwerbsvermögens ist ein volköwirthschaftlichcr
Rückschritt, selbst wenn es sich dabei genußreicher lebt, alö
früher bei einem größeren. Das bloße Genießen allein
entscheidet nichts, sondern worauf cs ankonnnt, das ist die
produktive Kraft, die in solchen Genüssen sich manifestirt.
Und daß diese eine schwächere geworden, trotz des größeren
Genußlebens, was beweist es dagegen daß Herr Professor
Hanssen eine in allen Lehrbüchern zu lesende Abhandlung
über den Unterschied zwischen Werth und Preis giebt?!

Herr Professor Haussen scheint übrigens selbst gefühlt
zu haben wie wenig er seinen Gegner widerlegt und hat es
deshalb für angemessen gehalten, noch eine andere Art der
Widerlegung zn versuchen. Zu diesem Bchufe stellt er den



Satz auf, daß aus dem Rückgänge des Kostenbetrages der
Verzehrung der von seinem Kritiker angeführten einzelnen
Maaren noch nicht auf einen Rückgang der Berzehnvg im
Allgemeinen geschlossen werden und der Rückgang in jenen
sehr wohl eine Ausgleichung durch den Fortschritt in der
Verzehrung anderer Güter gefunden haben könne. Sein
Gegner scheint diesen Einwand jedoch voraus gesehen zu haben
und hat wohlweislich sich gehütet, seinen Beweis auf nur ein¬
zelne Maaren zu beschränken, statt dessen denselben vielmehr
an den hauptsächlichsten Repräsentanten der verschiedenen
Waarengattungen geführt. Als solche stehen auf der einen
Seite namentlich Casfee, auf der andern Baumwollenwaaren,
beides Güter des allgemeinsten Bedürfnisses, in welchen eine
Vermehrung deö Genußlebens sich hauptsächlichzu concentrireu
pflegt und bei denen eine Verminderung der Preise in nor¬
malen Zuständen erfahrungsmäßigsogar eine noch über das
Maaß dieser Verminderungder Preise herausgehende Stei¬
gerung der Verzehrung zu bedingen pflegt! Statt dessen ist
im Zollverein diese Steigerung nicht einmal jener Vermin¬
derung entsprechend gewesen!

Noch mehr aber darf Herrn Haussen entgegen gehalten
werden, daß, wenn im Zollverein auch noch in anderen
Maaren und Gütern eine Vermehrungdes Consunrs Statt
hat, was wir in keiner Weise in Abrede stellen wollen,
diese gleichfalls seit 1834 im Preise gesunken sind und
die Preisverminderungsich durchaus nicht etwa auf die von
seinem Gegner angeführten Maaren allein beschränkt hat.
So nennen wir zuvörderst alle Manufakte und Fabrikate,
sic mögen Namen haben welchen sie wollen, welche die un¬
gemeinen Fortschritte der Technik während der letzten Jahre
überall um ein bedeutendes verbilligt haben. So führen
wir ferner Roheisen an, welches im Durchschnitt der Jahre
183/ »—- 36 die englische Ton 103 */z Shilling kostete, da¬
gegen 1845 —47 nur 71 Shilling. So machen wir
weiter geltend, daß an die Stelle des theuerexn HülzeS als
Brennmaterial überall die billigere Kohle und der Torf
mehr und mehr in Gebrauch gekommen ist; so erinnern
wir daran, eine wie große Kostcnersparmß durch die Eisen¬
bahnen, die Dampfschiffeu. s. w. im Transport allmählig
erreicht ivordenn. s. w. u. s. w. Nach allen Seiten hin ist
also das Leben billiger geworden und nichts kann somit
unbegründeter sein als die Behauptung des Göttinger Pro¬
fessors, wonach das Sinken des Kostenbetrages der Verzeh¬
rung an Caffex, Zucker, Wein, Thee, Taback, Baumwoüen-
und Seidenwaaren ausgeglichen sein soll durch die steigende
Verzehrung in anderen Artikeln. Bei so allgemeinem Sinken
der Preise aller Güter mußte sich vielmehr überall ein
gleichmäßiges diesem Sinken entsprechendes Steigen des
Eonsums ergeben und der vom Verfasser der Brochure:
„Herr Professor Haussen, die Statistik des Zollvereinsu. s. w.

geführte Beweis, daß grade von den wichtigsten und«maß¬
gebenden Artikeln ejn solches Steigen nicht Statt gefunden,
ist somit der schlagendste Beweis den es geben kann, daß
die Vermehrung des Consums im Zollverein überhaupt
hinter dem Sinken der Preise zurückgeblieben ist.

Herr Professor Haussen beruft sich gb ex' endlichu. A.
auch darauf, daß, wenn die Einnahmcsummealler Konsu¬
menten dieselbe bleibe, die Ausgabesummc derselben durch
die Preiöerniedrigung beliebter und wichtiger Eonsumkions-
Artikel aber ermäßigt werde, darum doch die Differenz
Medex auf de» vermehrten Cpnsmy dieser Wen Artikel, noch
auf die Ausdehnung dieses Consums überhaupt mit einer
Nochwendigkrit verwendetz« « erden brauche; ja es sch so¬
gar das Wünschenswerthcre, dH dies nicht geschche und
jene Differenz vielmehr gespart und als Capital in der
Produktion angelegt werde. Herr Professor Haussen glaubt
also, in Folge des Sinkens der Preise brauche nicht sowohl
die Consumtion sich zu vermehren, als könne vielmehr die
Produktion steigen.

Nun ist aber doch wohl die Folge jeder vermehrten
Produktion eben nur wieder unmittelbar^ die Vermehrung
der Consumtion und grade die vermehrte Consumtion äst
es also, welche die vermehrte Produktion beweis't. Man
producirt nicht um zu producircn, sondern um die Produkte
zu genießen und jede Erhöhung der Gütererzeugnngmuß
sich nothwendig in der Steigerung grade der Pr eis summe
kund geben, mit welcher die Consumtion bestritten wird.
Die Frage bleibt also dieselbe, die sie ist, d. h. die Frage,
ob Re Consumtion heute noch denselben Kostenbetrag hat,
den sie in den ersten Jahren des Zollvereins hatte und die
Verneinung dieser Frage involvirt an sich selbst auch schon
die Verneinung der anderen Frage.- ob die Produktion des
Zollvereins fortgeschritten sei. Auch beweist es dagegen
nicht bas Mindeste, daß der Verbrauch solcher Stoffe und
Materialien, die hauptsächlich Gegenständeweiterer Verar¬
beitung sind, in den letzten Jahren an Centnerzahl noch
lim Zollverein ein größerer gewesen als in früheren Jahren;
Kuch Hier kommt es vielmehr wieder auf das Verhältniß
bieser größeren Centnerzahl zu, ben gesunkenen Preisen an
und die Vergleichung der Preis-Courante der verschiedenen
Jahre zeigt, daß auch hier die Vermehrung des Verbrauchs
hinter der größeren Billigkeit der betreffenden Stoffe und
Materialien wesentlich.zurückbleibt.

Mit einem Worte, alle Sophistereien, die Herr Professor
Haussen versucht, sie können, so viel Schulweisheit sie auch
verrathen, die Thatsache nicht widerlegen, daß der Zollverein
im Verlauf des Bestehens seines Shstemes, trotz der.Ver¬
mehrung seines Genußlebens in seiner Erwerbs- -und Pro¬
duktivkraft immer mehr zurückgeschritten ist.

-

Drall von . Hei >» r i,ch Kless « r iii OldrnblW-
Rkdactour: Wilhelm Ealhorla.
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IX. ladrALllA.

Deutschland
Oldenburg . — Landtagsbericht.

(44 . Sitzung . Schluß .) Wölling  cröfsnctc
die Debatte. Er könne mit Beziehung auf
die Bemerkung des Ausschußberichtcs:

„daß das Stcuerbcwilligungsrccht als das
wesentlichstealler ständischen Rechte und
als das Minimum der den Stän¬
den einznränmendcn Rechte  in den
neuern Verfafsnngsnrknnden und ans dem
Wiener Congresscin der Note der 29 Für¬
sten und Städte vom 16. Novbr. 1814
anerkannt worden" , -

nicht dafür stimmen, daß von diesem Mini¬
mum  der ständischenRechte noch wieder ein
Minimum abgezogen werde und wandte sich
hierauf zu den Motiven des Regicrungsent-
wnrfcs, die er nach dcr Müge, daß solche schrift¬
liche Motive nicht allein diesem Abschnitte,
sondern dem ganzen Entwürfe hätten bcigefügk
sein sollen, beinahe Satz für Sab widerlegte.

Die Idee der Einigen  Staatsgewalt und
die Folgerung daraus , daß Regierung und
Landtag nur Ein Interesse verfolgten, stelle
sich als falsch dar durch die Thätsache, daß
der Staat anS zwei Thcilcn bestehe, anS Re¬
gierenden und Negierten, jeder mit gesonderten
Interessen ; ans dem Zwecke des Staates : das
Wohl der Negierten , des Volkes  und
ans der neuern Praris , welche den Grund¬
satz durchführe: daß das Wohl der Regieren¬
den dem Wohle der Regierten vorgehe. Diese
einfachen Wahrheiten , ferner, daß das -Volk
die Steuern zahle, daß, wer eine Schuld zu
zahlen habe, ihre Richtigkeit zu prüfen berech¬
tigt sei, daß daher das Volk zu dieser Prü¬
fung berechtigt, sie lieber dem Landtage, seinem
gewählten Bevollmächtigten vertrauen werde,
als den Ministern, an deren Wahl es 'keinen
Theil habe, würfen jene ganze Theorie über
den Haufen. — Der Satz : „die Steuern
wckgcrn , heiße den Staat selbst wei¬
gern " : sei eine Verwechslung zwischen Staat
und Ministern. Nur diesen, nicht dem Staate
würden die Stenern verweigert; nur die Mi¬
nister konnten dadurch in Gefahr kommen,
nicht der Staat , am Wenigsten, wen » die
Minister ihre Schuldigkeit thätcn . —
Ter Satz : „daß dem  Einen Organe
nicht die Befugniß cingeräumt wer¬
den könne , den Staat zu lähmen oder
zu tödtcn"  sei richtig. Ob aber ein Mini¬
sterium lähmen oder tödtcn, den Staat . lähmcn
oder tödtcn heiße! llcbrigens enthalte der Sah
eine große Wahrheit, diese sei aber ein Pfeil,
der vom Getroffenen abprallend gegen die
Brust des Schützen znrückflicgc. Tenn die Rc-

Donnerstag, den 27. Mai 1852.

gierungcn seien jenes Organ . In ganz Deutsch¬
land verfolgten sie nur Ein Ziel : die Kam¬
mern zu lähmen und zu tödtcn; sic zur >
völligen Bedeutungslosigkeit herabzudrückcn.
Selbst die Revision und diese Motive sprächen
dies Ziel vom Anfänge bis znm Ende aus,
uämlich: daß dem Landtage sein letzter Lebens¬
nerv durchschnittenwerden solle. — Der Satz:
„daß England , mit seiner rein parla¬
mentarischen Regierung  als Beispiel für
die constitutionellen Staaten des Festlandes
nicht ausgestellt werden könne" , enthalte eine
unleugbare Wahrheit , uämlich die, daß auf
dem Fcstlande nicht der reine, sondern der
unreine oder Schcinconstitutionalismuö regiere.
Er freue sich, sie hier offen ausgesprochen zu
sehn. Warum es auf dem Fcstlande anders
sei! Weil in England die Minister ihre
Schuldigkeit thätcu , und weil sie auf
dem Fcstlande ihre Schuldigkeit nicht
thätcn. — Die Lehre von .den s. g. getheiltcn
Gewalten sei Unwahrheit und Unsinn. ^ Sic
forderten einen Schiedsrichter: die öffent¬
liche Meinung.  England erkenne ihn an;
die Regierungen des Festlandes setzten sich mit
Verachtung darüber hinweg, das mache den
UnterschiedzwischenEngland und dem Fcst¬
lande. — Der Satz : „daß es ein ausge¬
prägtes staatliches Bewußtsein  in der
Einzigen Kammer eines Kleinstaates nicht
geben könne" , enthalte ein modernes Kunst¬
wort. Wie das einfache wahre Recht verloren
und an dessen Stelle ein künstlichesKunstrecht
getreten sei, so vertauscheman auch die ein¬
fache natürliche Sprach.wcise mit Kunstaus-
drückcn. Er kenne nur Ein Bewußtsein des
Landtages : daß er das Beste des Landes
und des Volkes Wohl  zu befördern habe.
Dies Bewußtsein habe noch keinemoldcnburger
Landtage gefehlt. — Der Satz : „In der
Kammer sei nicht immer die Ucbcr-
zcugung lebendig , daß beide Factorcn
der Staatsgewalt denselben Zweck
verfolgen"  enthalte wiederum eine unbestreit¬
bare Wahrheit , die aber auf der Erfahrung
ruhe , daß der Zweck beider Gewalten häufig
ein ganz entgegengesetzter sei. Redner  belegte
dies mit der Verhandlung über das Reitcrcorps,
das die Regierung gegen ' die  vom Landtage
in völliger Ucbcrcinstimmung mit den Wün-

' sehen und den Interessen des Landes, wie sic
in allen seinen Organen sich ausgesprochen,

^fast einstimmig  gefaßten Beschlüsse ohne
>äußern Zwang bcibehaltcn habe; sodann mit

den Verhandlungen über das Krvngut, in denen
der Finanzministcr mit seinen übertriebenen
Forderungen für die Krone und gegen  das
Interesse des Landes, sich nur als einen Diener
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der Krone und als Vertreter ihrer Interessen
nicht anch als Vertreter des Landes und seiner
Interessen bewiesen habe. Er erkenne das
Recht der Minister an, anch das Interesse der
Krone zu vcrthcidigen, allein bis zu einer ge¬
wissen Grenze, wo auch das Interesse der Krone
dem Interesse des Landes sich beugen, über
welche hinaus auch der Minister zurücktreten
und der Krone seine Vertretung weigern müsse.
Endlich enthalte auch der Satz : „daß die
coustitutionclle Lehre vom Steuer-
bewilligungsrechte in den constitntio-
ncllcn Staaten des Festlandes keines¬
wegs praktisch zur Anerkennung ge¬
langt  sei " eine unleugbare Wahrheit . Ter
Grund sei indcß nicht genannt , nämlich der
sehr handgreifliche, daß die Regierungen des
Festlandes durch die Macht ihrer Kanonen und
Bajonette die Anerkennung versagt, welche die
Natur der Dinge hier eben so dringend ver¬
langte als in England . — Redner  be¬
kämpfte hierauf noch kurz die Zusatzantragc
des Ausschussesund warnte schließlich vor der
Aufgcbung eines Rechtes, das staatögrundge-
sctzlich verbrieft sei, dem Velo  noch einiger¬
maßen das Gegengewichthalte, aber demselben
unterworfen, den Landtag seiner letztenKraft
beraube ") .

Klävemaun und Nicbourll.  bekämpf¬
ten mit "schlagendenGründen die Anträge des
Allsschussesund des Abg. Sclckmann II. Kein
Bundesgcsetzgebiete  die Zusätze. Der Bund
habe nicht einmal den Wunsch oder den Willen
blicken lassen, so sehr in die Verhältnisse und
in die Verfassungen der Einzelstaatcn ciuzu-
greifcn. Warum mau bis dahin nicht warten
könne! — Unter bundcs-landcsgesetzlichc, pri-
vatrcchtliche, oder Bedürfnis) der verfassungs¬
mäßigen Regierung könne Alles gebracht wer¬
den, wenn man nur deuten wolle. Eine
dehnbare Deutung werde unter eine jener
Rubriken jede Ausgabe bringen können. Diese
Deutung sei aber um so gefährlicher, weil die
Regierung die Gelder verwalte lind Raum lind
Macht besitze, ihrer Deutung praktische Geltung
zu verschaffen. Die Annahme der Anträge sei
um so überflüssiger, da kein Landtag eine Aus¬
gabe weigern werde, welche auf einer der an¬
gegebenen Verpflichtungen beruhe.

Sclckmanu II. (Berichterstatter) vcrthei-
digtc die Ausschnßanträgc und sein Amendement
im Schlußworte. Er stellte dieses Amendement

*) Wir haben diese Rede, weil sie auf den Gegenstand
am ausführlichstencingüig, ausführlich»ach»nscrm
besten Wissen wicdergcgcben, so weit es die augenblickliche
Auffassung gestattete, möglichst getreu. Etwaigen Jrr-
thuin in der Auffassung möge die stenvgr. Aufzeichnung
berichtigen.
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